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Gesetz: ’ HÖfeO §§ 7, 17 Abs 2, 12 
BGB §§ 2289t 2286

Rechtssatz: * Der übergahevertrag, der einen Hof
im Sinne der Höfeordnung• zum Gegenstand 
hat, hat eine doppelte Natur; er ist einer­
seits Rechtsgeschäft unter Lebenden, ander 
rerseits eine vorweggenommene Erbfolge.

Ein solcher .übergabevertrag ist gemäö. 
§ 2289 BGB insoweit unwirksam, als er das 
Rechte- eines Dritten, der durch Erbvertrag 
zum Hof erben eingesetzt war, beeinträchtigt
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In der Landwirtschaftssache

V BI* 2/52-

des Landwirts Fritz Mi Hr. 0
Antragstellers, Beschwerde- und Hechtsbeschwerdeführers,

vertreten durch Hechtsanwalt

den Landwirt Otto Ml
Antragsgegner, Beschwerde- und 
Rechtsbeschwerdegegner,

vertreten durch Rechtsanwalt

wegen Genehmigung eines Obergabeverträges

hat der T. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs als Senat 
für Landwirtschaftssachen in der Sitzung vom 14 * Okto­
ber 1952 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Prof, 
Br. Pritsch und der Bundesri'chter Br. Hückinghaus und 
Br. lasche sowie der Obersten Landwirtschaftsrichter 
Berger und Frintrop

beschlossens
Bie Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß 

des 7. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Celle vom 23* Oktober 1951 wird auf Kosten 
des Antragstellers zurückgewiesen, Bie dem 
Antragsgegner außerhalb des Rechtsbeschwer­
deverfahrens entstandenen Kosten sind nicht 
zu erstatten.
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Der Bauer.Friedrich ist Eigentümer des in
Nr. 0  gelegenen, im Grundbuch von B ^ m ^ ,

Band0, Blatt 24, eingetragenen Grundbesitzes von 13,93,12 
ha mit einem Einheitsv/ert von 12 30Ö DM- Diese Besitzung 
war früher ein Erbhof und ist jetzt ein Hof im Sinne der 
Höfeordnung. Friedrich M(/f)war zweimal verheiratet. Aus 
seinen Ehen sind mehrere Söhne und Töchter hervorgegan­
gen, darunter die Beteiligten dieses Verfahrens. Der An­
tragsteller ist sein ältester Sohn aus erster Ehe.

*Der Bauer Friedrich U^/0 schloß* am 19» August 194$ 
mit seinem Sohn Otto, dem Antragsgegner, einen Erbvertrag, 
in dem er früher getroffene’ letztwillige Verfügungen auf­
hob und den Antragsgegner zu seinem Erben und Anerben ein­
setzte. In diesem Vertrage wurden auch die von dem Vertrags­
erben an seine Geschwister zu leistenden Abfindungen festge­
setzt. Im Oktober 1948 zog der Antragsgegner mit seiner Ehe­
frau auf den Hof, dessen Bewirtschaftung er damals übernahm 
und noch heute in Händen hat. Am 30* Dezember 1949 schloB 
er mit seinem Vater einen schriftlichen Altenteils- und Nut­
zungsvertrag, in dem das niedergelegt wurde, was die Vertrags­
parteien bereits im Jahre 1948 mündlich vereinbart hatten.

Nachdem es zwischen dem Bauer Friedrich und dem
Antragsgegner zu Differenzen gekommen war, schloß jener am 
22. Dezember 1950 mit dem Antragsteller einen notariellen 
Übergabevertrag, in dem unter anderem gesagt wurde, der Ver­
trag vom 30. Dezember ,1949 sei überholt und werde deshalb 
aufgehoben, solle aber außerdem gekündigt werden. In diesem 
Vertrage wurden Altenteilsleistungen an den Übergeber und 
seine Ehefrau festgesetzt und auch die an die Geschwister 
des Übernehmers zu bewirkenden Deistungen geregelt.

Die Vertragsparteien haben bei dem Amtsgericht in 
Nienburg die Genehmigung dieses Vertrages beantragt, der
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der Antragsgegner widersprochen hat. Er hat den Stand­
punkt vertreten, sein Vater sei zum Abschluß eines Über­
gab eyer träges nicht befugt, weil er durch den Erbvertrag 
vom 19* August 1948 gebunden sei, und weiter geltend ge­
macht, er habe erhebliche Aufwendungen für den Hof ge­
macht, die zum feil mit Mitteln seiner Ehefrau vorgenom­
men worden seien. Auch hat er darauf hingewiesen, daß die 
in dem Übergabevertrage vorgesehenen Leistungen in Ver­
bindung mit den von ihm gegen den Übernehmer zu stellen­
den Forderungen für den Hof nicht tragbar sein dürften.

Im Laufe des Verfahrens hat der Antragsteller im 
Aufträge seines Vaters den Vertrag vom 30* Dezember 1949 
zum 1. Oktober 1951 gekündigt. Diese am 30. März 1931 aus­
gesprochene Kündigung hat Friedrich am 10. April be­
reits wieder zurückgezogen und.zugleich erklärt, er wolle 
die Verwaltung und Nutznießung der Stelle seinem Sohne 
Otto weiterhin belassen. In einem an das Amtsgericht ge­
richteten Schreiben vom 5. Mai 1951 hat er erklärt} Er 
sei von seinem Sohne Fritz zum Abschluß des Übergabever­
trages gedrängt worden und habe bei Abschluß dieses Ver­
trages nicht daran gedacht, daß er bereits mit seinem Sohn 
Otto einen Erbvertrag abgeschlossen gehabt habe. Mit die­
sem Sohn, der den Hof ordnungsmäßig bewirtschafte und sei­
ne Verpflichtungen gegenüber seinen Eltern erfülle, habe 
er keinen Streit gehabt. Er habe sich die. Sache noch ein­
mal reiflich überlegt und sei zu dem Ergebnis gekommen, 
daß sein Sohn Otto den Hof erhalten solle, wie es ursprüng­
lich in dem Erbvertrag vereinbart worden sei. ^

In diesem Schreiben hat das Amtsgericht eine Zurück­
nahme des Antrages des Bauern Friedrich M ^ p |  auf Genehmig 
gung des Übergabevertrages erblickt und daraufhin dem Ver­
trage die Genehmigung mit der Begründung versagt, daß dem 
Anträge des Fritz M ^ P  nicht stattgegeben werden könne,
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weil der Wille seines Vaters als Eigentümer des Hofes 
entscheidend sein müsse.

Hie sofortige Beschwerde des Antragstellers Fritz 
H g p  hat das Oberlendesgericht in Celle durch Beschluß 
vom 23. Oktober 1951 zurückgewiesen.

Hiergegen richtet sich die Rechtsbeschwerde des An­
tragstellers, mit der er seinen Antrag auf Genehmigung 
des übergäbeVertrages weiter verfolgt. >

Die Rechtsbeschwerde ist unbegründet.
Bos Beschwerdegricht hat die Begründung, mit der das 

Amtsgericht die Genehmigung des Vertrages versagt hat, 
nicht gebilligt, die getroffene Entscheidung aber im Er­
gebnis für zutreffend erachtet, weil der Übergäbevertrag 
offensichtlich unwirksam sei und deshalb nicht genehmigt 
werden könne. Es ist davon ausgegangen, daß der Erbvertrag 
vom 19. August 1948 noch rechtsgültig sei und Friedrich 
M0^} ihn durch eine spätere Verfügung von Todes wegen 
nicht aufheben könne, soweit dadurch das Recht des ver­
tragsmäßig Bedachten beeinträchtigt werde. Bas Beschwerde­
gericht sieht in einem Übergabevertrag rein formell ein 
Rechtsgeschäft unter Lebenden, aber seinem Wesen nach eine 
Verfügung von Todes wegen. Hierzu hat es ausgeführt: Wenn 
auch der Hof schon bei Lebzeiten des Übertragenden auf den 
Übernehmer übergehen solle, so werde doch durch den Über­
gabevertrag im wesentlichen eine Lage schaffen, wie sie 
sonst erst bei dem Tode des Erblassers eintrete. Ber Hof­
eigentümer, der nach § 7 HöfeO den Hof erben bestimmen kön­
ne“, treffe diese Bestimmung in diesem Falle nicht durch Erb­
vertrag oder Testament, sondern dadurch, daß er mit dem von* 
ihm ausersehenen Hoferben einen Übergabevertrag abschließe 
und ihm alsbald den Hof übergebe. Babei entständen die Rech­
te der Miterben nicht etwa erst mit dem*Erbfall, sondern ge-
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mäß § 17 Abs 2 HöfeO schon mit der Übertragung, da der 
Erbfall zugunsten der Miterben hinsichtlich des Hofes 
im Zeitpunkt der Übertragung als eingetreten gelte. Die­
ser sei auch für die Abfindungen der Miterben maßgebend.
Der Üb ergab ever trag wirke sich also im wesentlichen so 
aus, als wenn der Erblasser zur Zeit der Übergabe des Ho­
fes verstorben wäre und eine letztwillige Verfügung des 
Erblassers über die Bestimmung des Hoferben vorläge. In­
folgedessen könne der Üb ergab ever trag nicht als ein Rechts­
geschäft unter Lebenden angesehen werden, vielmehr sei er 
seinem Wesen nach eine letztwillige Verfügung, die gemäß 
§ 2289 BOB insoweit unwirksam sei, als sie die Rechte eines 
vertragsmäßig Bedachten beeinträchtige*

Von diesem Standpunkt aus hat das Beschwerdegericht 
den Übergabevertrag vom 22* Dezember 1950 als unwirksam 
erachtet, weil er das Recht des Antragsgegners aus dem Erb­
vertrag vereitele. Da aber ein offenbar unwirksamer Vertrag 
nicht zu genehmigen sei, hat das Oberlandesgericht die Be­
schwerde des Antragstellers zurückgewiesen.

Die Rechtsbeschwerde bittet um Nachprüfung der von dem 
Beschwerdegericht vertretenen Auffassung, daß sich der Über­
gabevertrag als eine Verfügung von Todes wegen darstelle und 
infolgedessen wegen des früher abgeschlossenen Erbvertrages 
unwirksam sei. Sie meint, wenn auch ein Üb ergab ever trag un­
ter Umständen in seinen Ausv/irkungen einer Verfügung von 
Todes wegen gleichkommen möge, so dürfe doch nicht über­
sehen werden, daß er grundsätzlich in seinen Voraussetzun­
gen und in seinen rechtlichen Wirkungen von einer Verfügung 
von Todes wegen verschieden sei. Die RechtsbeBchwerde weist 
darauf hin, daß ein Übergabevertrag nur schuldrechtliche 
Wirkungen begründe, die erst durch dingliche Verfügungen 
erfüllt werden müßten, und glaubt, die Rechtsauffassung des

• '4
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Oberlandesgerichts würde auf eine Ausschaltung des 
§ 2286 BOB hinauslaufen und entspreche offenbar nicht 
dem Willen des Gesetzgebers, der es sicher zum Ausdruck 
gebracht hätte, wenn ein schuldrechtlicher Übergabever- 
trag nach seiner Auffassung nicht unter § 2286 BGB fal­
len sollte, sondern auf ihn § 2289 BGB anzuwenden sei«
Die Rechtsbeschwerde hält es daher nicht für angängig, 
den Übergabevertrag als unwirksam anzusehen, zumal da 
das Gesetz die dem Erblasser durch § 2286 BGB eingeräum­
te Befugnis lediglich durch die Vorschriften der §§ 2287» 
2288 BGB eingeschränkt habe und das Erbrecht grundsätz­
lich zwingendes Recht sei. Hach Ansicht der Rechtsbe­
schwerde ändert sich hieran auch nichts, wenn man dem 
Übergabevertrage eine doppelte Natur beimißt, ihn als 
ein Rechtsgeschäft unter lebenden und als vorweggenom- 
mehe Erbfolge ansieht, da § 2286 BGB dem Erblasser auch 
bei Vorliegen eines Erbvertrages die Befugnis einräume, 
nicht nur über einzelne Gegenstände, sondern auch über 
sein Vermögen, also in weitestem Umfang, durch Rechts­
geschäft unter lebenden zu verfügen*

Die von der Rechtsbeschwerde zur Nachprüfung gestell­
te Frage, ob ein Hofübergabevertrag ein Rechtsgeschäft un­
ter lebenden ist oder ob er einer Verfügung von Todes we­
gen gleichkommt, konnte nicht im Sinne des Antragstellers 
beantwortet werden.

Nach der von dem Reichsgericht (RGZ 118, 20) gepräg­
ten Formulierung ist ein Übergabevertrag ein Vertrag, durch 
den Eltern ihr Vermögen, insbesondere ihren Grundbesitz, 
an einen ihrer Abkömmlinge übertragen und dabei für sic&* 
einen ausreichenden lebensunterhalt und für die außer dem « 
Übernehmer noch vorhandenen weiteren Abkömmlinge eine Ab­
findung ausbedingen. Der Gutsüberlassungsvertrag hat da- <

,«i*r
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nach, wie der erkennende Senat bereite in seiner Ent­
scheidung vom 13, März 1951 (V BLv/ 133/50 = RechtdLöndwr* 
1951, Seite 301) ausgeführt hat, eine doppelte Natur. Er 
ist einerseits Rechtsgeschäft unter Lebenden, anderer­
seits eine vorweggenommene Erbfolge und dadurch von an­
deren Grundstücksveräußerungen unter Lebenden unterschie­
den, bei denen beide Vertragsteile ihre Leistungen, als 
einen wirklichen Austausch von Werten ansehen. Die dop­
pelte Natur des Gutsübergabevertrages zeigt sich indes­
sen rechtlich nur bei der Übergabe eines Hofes im Sinne 
der Höfeordnung, denn diese Verträge haben durch dieses 
Gesetz hinsichtlich der vorweggenommenen Erbfolge eine 
Sonderregelung erfahren. Soweit es sich um die Übertra­
gung landwirtschaftlicher Besitzungen handelt, die nicht 
der Höfeordnung unterliegen, fehlt es an diesbezüglichen 
besonderen Bestimmungen. Derartige Verträge können daher 
lediglich als Veräußerung unter Lebenden behandelt wer­
den« .Anders verhält es sich hingegen bei.der Übergabe von 
Höfen im Sinne der Eöfeordnung. § 7 Abs 1 HöfeO gibt dem 
Hofeigentümer das Recht, den Hoferben frei zu bestimmen. 
Diese Bestimmung könnte an sich nur durch Verfügung von 
Todes wegen vorgenommen ?/erden. Durch § 7 Abs 1 HöfeO ißt 
die Möglichkeit geschaffen, dem Hof erben den Hof im We^e 
der vorweggenommenen Erbfolge zu übergeben. In dieser Über­
gabe im Wege der vorweggenommenen Erbfolge liegt die Be­
stimmung des Hoferben. Das Gesetz läßt damit also die Be­
stimmung des Hoferben durch' Rechtsgeschäft unter Lebenden 
zu. Danach kommt dem Üb ergab ever trage im Sinne der Höfeord- 
nung eine erbrechtliche Bedeutung zu. Das ist auch insofern 
der Ball, als der Hofeigenttimer nach § 12 Abs 1 HöfeO in 
ihm auch die Abfindungen der Miterben unter Abweichung*von 
der in § 12 HöfeO getroffenen Regelung anderweitig fest­
setzen kann. Er kann also auch in dieser Hinsicht in dem
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Übergabevertrage Bestimmungen treffen, die ihm sonst 
nur durch Verfügung von Todes wegen möglich sein wür­
den. Hierin tritt ebenfalls die erbrechtliche Natur 
des Übergabeverträges in Erscheinung. Der Rechtsbe­
schwerde ist zuzugeben, daß der Übergabevertrag zu­
nächst einmal schuldrechtliche Verpflichtungen erzeugt, 
die durch dingliche Verfügungen erst erfüllt werden mÜB- 
sen. Bas ändert aber nichts an dem erbrechtlichen Cha­
rakter des Vertrages. Biese Natur zeigt sich besonders 
deutlich bei der Erfüllung des Übergabeverträges, denn 
nach § 17 Abs 2 HöfeO gilt bei der Übertragung auf einen 
hoferbenberechtigten Abkömmling zugunsten der anderen Ab­
kömmlinge der Erbfall hinsichtlich des Hofes mit dem*Zeit- 
punkt der Übertragung als eingetreten. Bie Durchführung 
des Vertrages hat danach unmittelbare erbrechtliche Wir­
kungen, indem sie die Abfindungsansprüche der Hiterben, 
entstehen läßt. Hit Recht hat Schulte (ftechtdlandw 1951, 
Seite 30) daher ausgeführt, die unmittelbare erbrechtli­
che Gestaltungskraft des ÜbergabeVertrages, die ihm durch 
die §§ 19 17 Abs 2, 12 HöfeO beigelegt sei, habe eine 
weitgehende Gleichheit des Inhalts und der Wirkungen einer 
Verfügung von Todes wegen und eines Übergabevertrages zur 
Folge. Dieser kann daher nicht lediglich als ein gewöhn­
liches Veräußerungsgeschäft unter lebenden aufgefaßt wer­
den, denn das würde mit der besonderen Regelung, die er 
in der Höfeordnung erfahren hat, nicht in Einklang stehen. 
Bas gilt umsomehr, als bei einem Übergabevertrage als vor­
weggenommener Erbfolge das Hauptgewicht auf der Zuwendung 
an den Übernehmer liegt und es den Vertragschließenden 
nicht auf den Austausch gleichwertiger Leistungen ankommt. 
Bas trifft auf Gutsüberlassungsverträge, die keine Höfe im 
Sinne der Höfeordnung zum Gegenstand haben, ebenfalls zu.
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Wenn sie gleichwohl lediglich als Rechtsgeschäfte unter 
Lebenden zu behandeln sind, so beruht das darauf, daß 
sie eine besondere gesetzliche Regelung, wie sie für 
Übergabevertrüge in der Höfeordnung getroffen worden 
ist, nicht erfahren haben, so daß daraus für die hier 
zur Erörterung stehende Frage nichts hergeleitet wer­
den kann. Die besondere Ausgestaltung, die der Überga­
bevertrag in der Höfeordnung gefunden hat, nötigt dazu, 
ihn trotz seiner äußeren Erscheinungsform als eines Rechts­
geschäfts unter Lebenden.hinsichtlich seiner erbrechtli­
chen Bestimmungen wie eine Verfügung von Todes wegen zu 
behandeln. Er kann daher nicht lediglich als ein unter 
§ 2286 BGB fallendes Rechtsgeschäft betrachtet werden, 
zu dem der Erblasser auch dann befugt ist, wenn er zuvor 
einen dem Inhalt des Üb er gäbe Vertrages entgegenstehenden 
Erbvertrag geschlossen hat, vielmehr muß der Übergabever- 
trag nach § 2289 BGB als unwirksam angesehen werden, wenn 
er das Recht des vertragsmäßig Bedachten beeinträchtigt. 
Biese Auffassung hat der erkennende Senat in Übereinstim­
mung mit Schulte (aaO) bereits in mehreren Entscheidungen 
vertreten (Beschlüsse vom 30. Januar 1951, V BLw 57/49 * 
Rechtdlandw 1951, Seite I29/I30$vom 19. Februar 1952,
V BLw 14/51 = RechtdLandw 1952, Seite. 132 u.. .V BLv/ 38/51 
= Rechtdlandw 1952, 139, Nr 16 = MDR 1952, 414). Sie wird 
auch von Lange-Wulff (Höfecrdnung, 3. Aufl Seite 280, Anm 
226) sowie dem Oberlandesgericht in Hamm (Beschluß vom 
26. Juli 1950 in JHB1 NRW 1951, Seite 58J geteilt.

Der Rechtsbeschwerde ist zuzugeben, daß die hier 
vertretene Auffassung zu einer Einschränkung der Vor­
schrift des § 2286 BGB führt, nach welcher der Erblas­
ser über sein Vermögen durch Rechtsgeschäft unter Leben­
den frei verfügen kann. Ließe Einschränkung des freien 
Verfügungsrechts erstreckt sich aber keineswegs auf alle 
Gutsüberlassungsverträge. Wie oben bereits gesagt wurde.
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kommt denjenigen Übergabe Verträgen, die keinen Hof im 
Sinne der Höfeordnung zum Gegenstand haben, keine erbrecht­
liche Wirkung zu. Sie sind daher lediglich als Rechtsge­
schäfte unter Lebenden anzusehen, für die die Vorschrift 
des § 2286 BGB gilt und auf die § 2289 Abs 1 Satz 2 BGB 
daher keine Anwendung findet. Bas hat der erkennende Se­
nat bereits wiederholt ausgesprochen (vgl z.B. die Be­
schlüsse vom 13. März 1951 und.20. November 1951, V BLw 
133/50 und V BLw 70/50). Insoweit gilt also das, was die 
Rechtsbeschwerde mit Recht als Willen des Gesetzgebers 
des Bürgerlichen Gesetzbuches annimmt. Ihre Ansicht, daB 
für Übergabeverträge im Sinne der Höfeordnung nichts an­
deres gelten könne, weil das zu diesem gesetzgeberischen 
Willen im Widerspruch stehen würde, ist irrig. Die Rechts­
beschwerde übersieht, daß sich die hier vertretene Ansicht 
auf Vorschriften des neuen Landwirtschaftsrechts stützt, * 
die dazu zwingen, die Übergabeverträge nach Höferecht nicht 
lediglich als Rechtsgeschäfte unter Lebenden anzusehen, 
sondern sie auch Verfügungen von Todes wegen gleichzustel­
len und dementsprechend auf sie die Vorschrift des § 2289 
Abs 1 Satz 2 BGB anzuwenden. Bei dieser Sach- und Rechts­
lage verfängt auch der Hinweis der Rechtsbeschwerde auf die 
5§ 2287, 2288 BGB nicht, die den vertraglich Bedachten einen 
gewissen Schutz gegen ihre Rechte beeinträchtigende Verfü­
gungen des Erblassers gewähren, denn in den hier zur Er­
örterung stehenden Fällen ist das freie Verfügungsrecht 
des Erblassers darüber hinaus durch die Vorschrift des 
5 2289 Abs 1 Satz 2 BGB beschränkt.

Nach alledem hat das Beschwerdegericht mit Recht an­
genommen, daß der dem Höferecht unterliegende Übergabever­
trag seinem Wesen nach eine Verfügung von Todes wegen und 
infolgedessen bei Vorliegen eines Erbvertrages insoweit un­
wirksam ist, als er das Recht .des vertragsmäßigen Erben be­
einträchtigen würde. Daß im vorliegenden Falle die Rechte
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des Antragsgegners aus dem Erbvertrage vom 19» August 1948 
durch den Obergabevertrag vom 22, Dezember 1950* beeinträch­
tigt werden würden,zieht die Rechtsbeschwerde nicht in Zwei­
fel und ergibt sich auch ohne weiteres aus dem Inhalt der 
beiden Verträge. Dem Beschwerdegericht ist danach darin 
beizutreten, daß der Übergabeverbrag mit dem Antragsteller 
unwirksam ist. Da sich diese Unv/irksamkeit ohne weiteres aus 
den beiden Verträgen ergibt, ist sie offensichtlich. Solchen 
unwirksamen Verträgen ist aber, wie der erkennende Senat wie­
derholt ausgesprochen hat, die.Genehmigung.zu yersagen (vgl 
z.B. Beschluß vom 19. Februar 1952, V BBw 14/51 = Rechtd 
Landw 1952, Seite 132 ff). Das Beschwerdegericht hat danaoh 
die Genehmigung des Übergabevertrages mit Recht abgelehnt.

Die Rechtsbeschwerde war daher als unbegründet zurück- 
zuweisen. ĵ|

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 10.LVR, 42, .!
43» 50 IVO. Zu einer Anordnung auf Grund des § 51 LVO über ^ 
die Erstattung der dem Antragsgegner außerhalb des Rechts-  ̂
beschwerdeverfahrens entstandenen Kosten bestand kein Anlaß.

Br- Fritsch Dr. Hückinghaus Dr. Tasche

$
jt

• *


	7;8a's jr^W^lagewerk'l* '	•	r{

	- 3 -


	- s -


